Absender
Nur der/die Versicherte, der/die Beiträge zahlt. Beide Ehepaare nur, wenn beide bei der gleichen Kasse Beiträge zahlen. Dann ändern: ich ( wir 
Markierungen bitte entfernen.
Bitte vergessen Sie nicht eine Kopie für Ihre Akten mit Versanddatum. Und speichern. Sie den Antrag sowie weiteren Schriftverkehr, falls wir im weiteren Verfahren den Vorgang benötigen.

Datum
An
Krankenkasse, an die ihre Beiträge abgeführt werden
Versichertennummer bei der Krankenkasse: .........................................................
Antrag auf verfassungskonforme Beitragsreduzierung in der gesetzlichen Kranken-, Pflege- und Rentenversicherung
Sehr geehrte Damen und Herren,
ich bin Mutter / Vater von
........................................................., geboren am ...............................


........................................................., geboren am ...............................

Das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) hat am 3. April 2001 (Az 1BvR1629/94 u.a.- .-„Beitragskinder“, vgl. Estelmann, Martin, SGb 2002, 245-255) entschieden, dass es nicht mit dem Grundgesetz vereinbar ist, dass „Mitglieder der sozialen Pflegeversicherung die Kinder betreuen und erziehen mit einem gleich hohen Pflegeversicherungsbeitrag wie Mitglieder ohne Kinder belastet werden“. Hierauf reagierte der Gesetzgeber lediglich mit einer Erhöhung der Pflegebeiträge für Kinderlose um 0.25 Prozentpunkte, was mit dem Verfassungsauftrag allerdings unvereinbar ist, da dieser auf die konstitutive Leistung der Kindererziehung für die intergenerationell verteilenden Systeme abstellte, die naturgemäß je nach Anzahl der Kinder sehr unterschiedlich ist. Hier hat der Gesetzgeber Ungleiches gleichbehandelt und so gleich wieder den nächsten Verfassungsverstoß begangen.
Gleichzeitig wurde der Gesetzgeber im „Kinderbeitragsurteil“ beauftragt, die Frage der Beitragsäquivalenz der Kindererziehung auch für die gesetzliche Kranken (GKV)- und Rentenversicherung (GRV) zu prüfen (zu diesem Prüfumfang siehe im Einzelnen den vorgenannten Aufsatz des BVerfG-Vorberichterstatters in diesem Fall, Martin Estelmann, ebda; siehe ferner den Aufsatz des Berichterstatters RBVerfG Udo Steiner, Generationenfolge und Grundgesetz, in: NZS 10/2004, S. 505 ff.).

Bisher haben alle regierenden Mehrheiten diesen doppelten Verfassungsauftrag nicht erfüllt (übrigens ebenso wenig wie bereits den in ähnliche Richtung zielenden Verfassungsauftrag aus dem „Trümmerfrauenurteil“ vom 7.7.1992 (Az: 1 BvL 51/86, 1 BvL 50/87, 1 BvR 873/90, 1 BvR 761/91). Bisher sind auch keinerlei Anzeichen zu erkennen, dass sich hieran in der jetzigen Legislaturperiode etwas ändert, geschweige denn, dass  gemäß der erkennbaren Absicht des BVerfG die Behandlung der Familien in der Sozialversicherung insgesamt in Ordnung gebracht wird und die monetären Beiträge für Kindererziehende in der gesetzlichen Kranken- Pflege- und Rentenversicherung entsprechend der festgestellten Beitragsäquivalenz der Kindererziehung angemessen reduziert werden.
Seit nunmehr über 20 Jahren wird die doppelte Beitragsleistung der Familien somit vom Gesetzgeber ignoriert. Wir sind nicht bereit, diese verfassungswidrige Benachteiligung auch nur einen Tag länger hinzunehmen. 
Dies umso mehr, als der Gesetzgeber nunmehr mit dem Ersten Pflegestärkungsgesetz zum 1.1.2015 die Pflegebeiträge unterschiedslos für Eltern und Nichteltern um 0.3 Prozentpunkte erhöht hat (§ 55 SGB XI) - wiederum entgegen dem Verfassungsauftrag vom 3.4.2001. Der Verfassungsskandal wird sogar noch dadurch potenziert, dass 0.1 Prozentpunkte dieser Beitragserhöhung seitdem in einen zu dem Zweck eingerichteten Pflegevorsorgefonds fließen (§§ 131 ff. SGB XI), die aus der kollektiven Alterung resultierenden künftigen Beitragssatzerhöhungen zu dämpfen. Kardinale Ursache für diese „demographisch“ bedingten Beitragssatzerhöhungen ist jedoch die seit Jahrzehnten zunehmende Kinderlosigkeit, für die ich als Vater/Mutter von ........ Kindern jedoch nicht verantwortlich sind. 

Selbstverständlich hat jedermann/frau hierzulande die Freiheit und das Recht, sich für einen kinderlosen Lebensentwurf zu entscheiden, jedoch hat er dann auch für die Folgen dieser Lebensentscheidung einzustehen. Ebenso wenig darf die staatliche Gemeinschaft diese selbstverständliche, für ein freiheitliches Gemeinwesen konstitutive Verbindung von Freiheit und Verantwortung entkoppeln und Eltern für die Folgen dieser freien Lebensentscheidung für ein Leben ohne Kinder in Haftung nehmen.
Nach einem Gutachten des vormaligen Sozialbeiratsvorsitzenden Professor Winfrid Schmähl und zweier Mitautoren vom April 2006 kann kein Zweifel daran bestehen, dass das Beitragskinderurteil für die Gesetzliche Rentenversicherung unmittelbar Anwendung findet (Winfried Schmähl/Heinz Rothgang/Holger Viebrok, „Berücksichtigung von Familienleistungen in der Alterssicherung. Analyse und Folgerungen aus ökonomischer Sicht“- veröffentlicht als Band 65 der Schriften der DRV Schriften im April 2006).
Deshalb beantrage ich, ab Antragsstellung bei der Beitragserhebung zur gesetzlichen Kranken-, Pflege- und Rentenversicherung meine aus Barunterhalt und Betreuung bestehenden Erziehungsleistungen für meine …<Anzahl> Kinder beitragsäquivalent zu berücksichtigen. Hilfsweise kann hierzu der in § 32 Abs. 6 EStG genannte Betrag (steuerliches Existenzminimum) herangezogen werden (in 2016 mithin 7.248 € pro Kind).
Mir ist bekannt, dass Sie angesichts der Rechtslage diesem Begehren nicht abhelfen können und ich mein Recht nur erneut über das BVerfG suchen kann. Für die Frage der Erstattung (einschl. Arbeitgeberbeiträge) ist zwingend Voraussetzung, dass die Beiträge zu Unrecht geleistet wurden. Das aber hängt ab von der begehrten Feststellung der Verfassungswidrigkeit der angegriffenen Normen durch das BVerfG. Sollte diese in meinem Sinne ausfallen, ist aber zugleich damit zu rechnen, dass das BVerfG eine Regelung hierzu aussprechen wird. Im Übrigen dürfte sich zumindest beim BSG die Frage gespaltener Zuständigkeit für Beitrags- und Erstattungsfragen unterschiedlicher Systeme stellen. Die Anforderung von Gehaltsunterlagen ist daher nicht zweckdienlich. 

Ich bin damit einverstanden, dass mein Verfahren ruht, bis Verfassungsbeschwerden in ähnlich gelagerten Fällen entschieden sind.
Mit freundlichen Grüßen 

Unterschrift(en)
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